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Kurz-Stellungnahme zum Referentenentwurf 

Bundesratsinitiative des Landes Hessen 
Entwurf eines Gesetzes zur Strafbewehrung der Leugnung des 
Existenzrechts des Staates Israel 

I. Regelungsbedarf 

In Deutschland sind verbale Angriffe auf Israels Existenz und Sicherheit durch Parolen und während 

Demonstrationen seit dem Massaker der Hamas vom 7. Oktober 2023 alltäglich. Vernichtungsdrohun-

gen gegen Israel sind derzeit nicht strafbar, wenn sie nicht zugleich als Aufforderung zu Angriffskrieg 

oder Terrorismus verstanden werden müssen. Deshalb werden auch die „Tod Israel!“-Rufe in der Re-

gel nicht strafrechtlich verfolgt. Diese Problematik ist seit Langem bekannt. 

Das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen (OVG NRW) hat jüngst erneut klarge-

stellt, dass nach geltender Rechtslage das bloße Bestreiten des Existenzrechts des Staates Israel „für 

sich genommen keinen Straftatbestand“ erfülle1 – auch nicht dann, wenn es mit einem klaren Wunsch 

nach Überwindung der Existenz des jüdischen und demokratischen Staates verbunden ist. „Die deut-

sche Rechtslage ermuntert geradezu, sämtliche Chiffren fahren zu lassen und direkt zum Punkt zu 

kommen, nämlich die Vernichtung Israels herbeizuprotestieren“, kommentierte der Jurist Wieduwilt 

diese Rechtslage.2 

Es besteht eine Spannung zwischen dem grundrechtlich geschützten Bereich politischer und histori-

scher Meinungsäußerung einerseits und solchen Äußerungen andererseits, die inhaltlich auf die Be-

seitigung der Staatlichkeit eines bestimmten, völkerrechtlich anerkannten Staates gerichtet sind und 

erfahrungsgemäß antisemitische Gewaltbereitschaft fördern, ohne nach geltendem Recht stets einen 

Straftatbestand zu erfüllen. Die gegenwärtige Straflosigkeit solcher Äußerungen führt dazu, dass staat-

liche Schutzpflichten gegenüber einer besonders vulnerablen Minderheit sowie gegenüber der völker-

rechtlichen Friedensordnung nicht hinreichend rechtlich abgesichert sind. 

An antiisraelische Demonstrationen und Aktionen schlossen sich immer wieder verbale wie tätliche 

Angriffe auf Synagogen und andere jüdische Einrichtungen oder auf Jüdinnen und Juden an.3 Damit 

tragen fehlende rote Linien im Strafrecht hier auch unmittelbar zu Gefährdungen und Störungen des 

öffentlichen Friedens bei. 

 
1 Pressemitteilung „Bestreiten des Existenzrechts des Staates Israel darf nicht generell untersagt werden“, ab-
rufbar unter: https://www.justiz.nrw.de/presse/2025-11-21; Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-
Westfalen, Beschl. v. 21.11.2025 – 15 B 1300/25 – Rn. 16. 
2 Wieduwilt, Hendrik, „Das Bedrohungsgefühl steigt: Warum steht die Vernichtung Israels in Deutschland zur 
Debatte?“, n‑tv.de, 29.11.2025, abrufbar unter: https://www.n-tv.de/politik/politik_wieduwilts_woche/Wa-
rum-steht-die-Vernichtung-Israels-in-Deutschland-zur-Debatte-id30084109.html. 
3 Bundesverband RIAS (Hg.), Antisemitische Vorfälle in Deutschland 2024. Jahresbericht, Berlin 2025, S. 16, 36, 
38, 56, abrufbar unter: https://report-antisemitism.de/documents/04-06-25_RIAS_Bund_Jahresbericht_ 
2024.pdf; Zentralrat der Juden in Deutschland, „Brandanschlag auf die Synagoge in der Brunnenstraße in Ber-
lin“, Presseerklärung vom 18.10.2023, abrufbar unter: https://www.zentralratderjuden.de/ 
presseerklaerungen/brandanschlag-auf-die-synagoge-in-der-brunnenstrasse-in-berlin/. 

https://www.justiz.nrw.de/presse/2025-11-21
https://www.n-tv.de/politik/politik_%E2%80%8Bwieduwilts_woche/Warum-steht-die-Vernichtung-Israels-in-Deutschland-zur-Debatte-id30084109.html
https://www.n-tv.de/politik/politik_%E2%80%8Bwieduwilts_woche/Warum-steht-die-Vernichtung-Israels-in-Deutschland-zur-Debatte-id30084109.html
https://report-antisemitism.de/documents/04-06-25_RIAS_Bund_Jahresbericht_2024.pdf
https://report-antisemitism.de/documents/04-06-25_RIAS_Bund_Jahresbericht_2024.pdf
https://www.zentralratderjuden.de/presseerklaerungen/brandanschlag-auf-die-synagoge-in-der-brunnenstrasse-in-berlin/
https://www.zentralratderjuden.de/presseerklaerungen/brandanschlag-auf-die-synagoge-in-der-brunnenstrasse-in-berlin/
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Daher ist es zu begrüßen, dass das Land Hessen mit einer Bundesratsinitiative einen Vorstoß voll-

zieht, um die Gesetzeslücke zu schließen.  

Das allgemeine Rechtsgefühl gibt den Autoren des Entwurfs recht. Dieses Rechtsgefühl brachten die 

Beamten des Bundesministeriums des Innern in der Einbürgerungstestverordnung auf den Punkt: Der 

Einbürgerungstest verlangt in Frage 111, soweit ersichtlich öffentlich weitgehend unbeanstandet, 

dass Einbürgerungswillige behaupten, „der öffentliche Aufruf zur Vernichtung Israels“ sei „in Deutsch-

land verboten“4. Anscheinend handelt es sich hier um eine gefühlte rechtspolitische Selbstverständ-

lichkeit, die die Rechtslage nur bisher nicht hergibt.5 

II. Vorliegender Regelungsvorschlag 

A. Entwurf 

Der übersandte Gesetzentwurf sieht vor, in § 130 StGB einen neuen Abs. 4 einzufügen, der die Leug-

nung des Existenzrechts des Staates Israel und den Aufruf zu dessen Beseitigung unter Strafe stellt. 

Strafbar handeln soll demnach, wer in einer Weise, die geeignet ist, die Bereitschaft zu antisemitischen 

Gewalt- oder Willkürmaßnahmen zu fördern, öffentlich oder in einer Versammlung das Existenzrecht 

Israels leugnet oder zur Beseitigung des Staates Israel aufruft. Der Strafrahmen beträgt Freiheitsstrafe 

bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. 

Systematisch wird die Vorschrift in den Tatbestand der Volksverhetzung (§ 130 StGB) eingegliedert, 

wobei die bisherigen Abs. 4 bis 8 neu nummeriert werden, ohne ihren materiellen Gehalt zu ändern. 

Die Neuregelung zielt ausdrücklich nicht auf eine allgemeine Strafbarkeit von Staatskritik, sondern auf 

solche Äußerungen, die in ihrem Sinngehalt die besondere Schutzwürdigkeit von Jüdinnen und Juden 

infrage stellen und typischerweise mit der Förderung von Gewaltbereitschaft gegen sie verbunden 

sind. Der Vorstoß greift eine ähnliche Konzeption aus einem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

 
4 Einbürgerungstestverordnung – EinbTestV, Anlage 1 Gesamtkatalog der für den Einbürgerungstest zugelasse-
nen Prüfungsfragen, Nr. 111.  
5 Zu diesem Aberwitz: Tikvah Institut (Hg.), Kurz-Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeri-
ums des Innern und für Heimat: „Zweite Verordnung zur Änderung der Einbürgerungstestverordnung (Zweite 
Einbürgerungstestverordnung – 2. EinbTestV)“, 30.04.2024, abrufbar unter: https://tikvahinstitut.de/wp- 
content/uploads/20240430-Stellungnahme-zu-2.-EinbTestV-Tikvah-Institut-final-1.pdf. 

https://tikvahinstitut.de/wp-content/uploads/20240430-Stellungnahme-zu-2.-EinbTestV-Tikvah-Institut-final-1.pdf
https://tikvahinstitut.de/wp-content/uploads/20240430-Stellungnahme-zu-2.-EinbTestV-Tikvah-Institut-final-1.pdf
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Strafgesetzbuches zur Bekämpfung von Antisemitismus, Terror, Hass und Hetze der CDU/CSU-Bundes-

tagsfraktion aus der letzten Wahlperiode auf.6 Dieser stieß auf rechtssystematische wie verfassungs-

rechtliche Kritik.7 Verfassungsrechtlich wurde vor allem moniert, dass der Vorschlag kein allgemeines 

Gesetz im Sinne des Art. 5 Abs. 2 GG sei.8 

  

 
6 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches zur Bekämpfung von Antisemitismus, Terror, 
Hass und Hetze (BT-Drs. 20/9310), 14.11.2023, S. 7, Art. 1 Nr. 4, abrufbar unter: https://dserver. 
bundestag.de/btd/20/093/2009310.pdf.  
7 Deutscher Bundestag, „Strafrechtsverschärfung überwiegend kritisch bewertet – Öffentliche Anhörung des 
Rechtsausschusses zur Bekämpfung von Antisemitismus, Terror, Hass und Hetze“, Bericht im Parlamentsarchiv 
(Textarchiv) vom 17.01.2024, abrufbar unter: https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw03-
pa-recht-antisemitismus-985006; Conen, Stefan, Sachverständigen-Stellungnahme des Deutschen Anwaltver-
eins (DAV) zum „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches zur Bekämpfung von Antisemitis-
mus, Terror, Hass und Hetze“ (BT‑Drs. 20/9310) für die öffentliche Anhörung des Rechtsausschusses des Deut-
schen Bundestages am 15.01.2024, Berlin 2024, S. 6–10, abrufbar unter: https://www.bundestag.de/ 
resource/blob/986248/Stellungnahme-Conen_DAV.pdf; Hoven, Elisa, Sachverständigenanhörung zu BT-Drs. 
20/9310 – Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches zur Bekämpfung von Antisemitismus, 
Terror, Hass und Hetze, Schriftliche Stellungnahme, Berlin 2024, S. 10–14, abrufbar unter: https://www. 
bundestag.de/resource/blob/985960/360167b9cdbffe9a65271f8d6d87cd71/Stellungnahme-Hoven.pdf; Lang, 
Kati, Schriftliche Stellungnahme zur Sachverständigenanhörung des Rechtsausschusses des Deutschen Bundes-
tages am 15.01.2024 zum „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches zur Bekämpfung von 
Antisemitismus, Terror, Hass und Hetze“ (BT‑Drs. 20/9310), Dresden 2024, S. 2–4, abrufbar unter: 
https://www.bundestag.de/resource/blob/986254/Stellungnahme-Lang.pdf; Lembke, Ulrike, Schriftliche Stel-
lungnahme zur Anhörung des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages am 15.01.2024 zum Gesetzent-
wurf der Fraktion der CDU/CSU „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches zur Bekämpfung 
von Antisemitismus, Terror, Hass und Hetze“ (BT‑Drs. 20/9310), Berlin 2024, S. 3, 15–29, abrufbar unter: 
https://www.bundestag.de/resource/blob/988154/d426cab692639720f0c16b7f7ee24942/Stellungnahme-
Lembke.pdf. 
8 Conen, Stefan, Sachverständigen-Stellungnahme des Deutschen Anwaltvereins (DAV) zum „Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung des Strafgesetzbuches zur Bekämpfung von Antisemitismus, Terror, Hass und Hetze“ 
(BT‑Drs. 20/9310) für die öffentliche Anhörung des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages am 
15.01.2024, Berlin 2024, S. 8, abrufbar unter: https://www.bundestag.de/resource/blob/986248/ 
Stellungnahme-Conen_DAV.pdf; Lang, Kati, Schriftliche Stellungnahme zur Sachverständigenanhörung des 
Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages am 15.01.2024 zum „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Strafgesetzbuches zur Bekämpfung von Antisemitismus, Terror, Hass und Hetze“ (BT‑Drs. 20/9310), Dresden 
2024, S. 3, abrufbar unter: https://www.bundestag.de/resource/blob/986254/Stellungnahme-Lang.pdf; 
Hoven, Elisa, Strafrecht zur Bekämpfung von Antisemitismus? – Ein kritischer Blick auf aktuelle Gesetzgebungs-
vorhaben, in: Goltdammer’s Archiv für Strafrecht (GA), 2024, S. 383–403, abrufbar unter: https://www. 
juris.de/jportal/nav/news-abstracts/jaktuell-ga-2024-7-003-383.jsp; Kubiciel, Michael, Schutz des Existenz-
rechts Israels und Sicherung des inländischen Friedens, in: Goltdammer’s Archiv für Strafrecht (GA), 2024, 
S. 403–416; Kubiciel, Michael, Antisemitismus als Straftat, in: JuristenZeitung, 20. Jahrgang, 2025, S. 919 f.; 
Lembke, Ulrike, Schriftliche Stellungnahme zur Anhörung des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages 
am 15.01.2024 zum Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Straf-
gesetzbuches zur Bekämpfung von Antisemitismus, Terror, Hass und Hetze“ (BT‑Drs. 20/9310), Berlin 2024, 
S. 3, 15–28, abrufbar unter: https://www.bundestag.de/resource/blob/988154/ 
d426cab692639720f0c16b7f7ee24942/Stellungnahme-Lembke.pdf. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw03-pa-recht-antisemitismus-985006
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw03-pa-recht-antisemitismus-985006
https://www.bundestag.de/resource/blob/986248/Stellungnahme-Conen_DAV.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/986248/Stellungnahme-Conen_DAV.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/986254/Stellungnahme-Lang.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/%E2%80%8B988154/d426cab692639720f0c16b7f7ee24942/Stellungnahme-Lembke.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/%E2%80%8B988154/d426cab692639720f0c16b7f7ee24942/Stellungnahme-Lembke.pdf
https://www.bundestag.de/​resource/blob/986248/Stellungnahme-Conen_DAV.pdf
https://www.bundestag.de/​resource/blob/986248/Stellungnahme-Conen_DAV.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/986254/Stellungnahme-Lang.pdf
https://www.juris.de/%E2%80%8Bjportal/nav/news-abstracts/jaktuell-ga-2024-7-003-383.jsp
https://www.bundestag.de/resource/blob/988154/d426cab692639720f0c16b7f7ee24942/Stellungnahme-Lembke.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/988154/d426cab692639720f0c16b7f7ee24942/Stellungnahme-Lembke.pdf
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B. Bewertung 

Das Anliegen der Gesetzesinitiative wird ausdrücklich geteilt und unterstützt. Der konkrete Rege-

lungsvorschlag begegnet jedoch rechtssystematischen, verfassungsrechtlichen und rechtsförmlichen 

Bedenken: 

• Der neue Vorschlag ersetzt die kollektiv‑friedensbezogene Schwelle durch einen enger auf 

Gewaltbereitschaft bezogenen, aber niedrigeren Maßstab („geeignet, die Bereitschaft zu an-

tisemitischen Gewalt‑ oder Willkürmaßnahmen zu fördern“), ohne dass eine darüberhinaus-

gehende konkrete Friedensgefährdung des Gemeinwesens nachgewiesen werden müsste. Die 

Strafbarkeitsvoraussetzung einer „Förderung“ zur „Bereitschaft zu antisemitischen Gewalt- 

und Willkürmaßnahmen“ könnte Auslegungs- und Anwendungsschwierigkeiten bereiten. 

• § 130 StGB schützt in seiner Grundstruktur grundsätzlich bestimmte Gruppen von Menschen 

(z. B. nationale, rassische, religiöse Gruppen oder andere „Teile der Bevölkerung“) vor Aufsta-

chelung zu Hass, Gewalt und Angriffen auf die Menschenwürde; der Vorschlag knüpft demge-

genüber primär an die Leugnung des „Existenzrechts des Staates Israel“ bzw. an den Aufruf 

zur Beseitigung dieses konkreten Staates an und nur mittelbar an die Herabwürdigung einer 

geschützten Personengruppe. Dies weicht von der Systematik des Volksverhetzungsparagra-

fen ab.  

• Das Wording „Leugnung“ des „Existenzrecht des Staates Israel“ ist problematisch, da es Israels 

Existenz als jüdischen und demokratischen Staat derealisiert. Es geht um die „Existenz und 

Sicherheit des Staates Israel“, nicht sein Recht darauf: Israel wurde 1948 gegründet und ist 

seit 1949 Vollmitglied der Vereinten Nationen. Damit ist die Frage völkerrechtlich entschie-

den. 

Die Charta der Vereinten Nationen (insbesondere Art. 2 Ziff. 1 und 4) beruht auf dem Grund-

satz der souveränen Gleichheit aller Mitgliedstaaten und verpflichtet sie, die territoriale Un-

versehrtheit und politische Unabhängigkeit anderer Staaten zu achten sowie in ihren interna-

tionalen Beziehungen jede gegen diese gerichtete Androhung oder Anwendung von Gewalt 

zu unterlassen. Damit schützt das Völkerrecht die fortbestehende Staatlichkeit der Mitglieder 

der Vereinten Nationen, auch Israels, und verurteilt Versuche, ihre Souveränität oder territo-

riale Integrität gewaltsam zu beseitigen oder anzugreifen, als Verletzungen des Weltfriedens 

und des Gedankens der Völkerverständigung. Der politisch gebräuchliche Begriff ‚Existenz-

recht Israels‘ ist insofern missverständlich, als er semantisch die prinzipielle Bestreitbarkeit 

der Existenz dieses Staates nahelegt, während völkerrechtlich seine anerkannte Staatlichkeit, 

Souveränität und territoriale Integrität nicht zur Disposition stehen. 

Bundeskanzler Merz hat hierfür die richtigen Worte gefunden: „Das deutsche Bekenntnis zur 

Existenz und zur Sicherheit des Staates Israel ist ein unverhandelbarer Bestandteil der norma-

tiven Fundamente unseres Landes.“9 

 
9 Merz, Friedrich, Rede zum 75‑jährigen Bestehen des Zentralrats der Juden in Deutschland, S. 17, September 
2025, dokumentiert auf: Die Bundeskanzlerin/Die Bundesregierung, „Jüdisches Leben ist ein Teil von uns“, ab-
rufbar unter: https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/75-jahre-zentralrat-der-juden-2384862. 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/75-jahre-zentralrat-der-juden-2384862
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• Kritik wird in diesem Zusammenhang auch an der Verwendung des Begriffs ‚Leugnen‘10 vorge-

tragen. Stattdessen wird empfohlen, eher darauf abzustellen, ob die (gewaltsame) Beseiti-

gung des Staates Israel gebilligt wird. 

III. Verfassungsrechtliche Begründung 

A. Entwurf 

Art. 5 Abs. 2 GG erlaubt eine Einschränkung der Meinungs- und Pressefreiheit nur durch Vorschriften 

allgemeiner Gesetze. Der Gesetzentwurf beansprucht gerade nicht, ein „allgemeines Gesetz“ in die-

sem Sinne zu sein.11  

Der Entwurf stützt sich verfassungsrechtlich darauf, dass die geplante Norm unter die vom Bundes-

verfassungsgericht im Wunsiedel‑Beschluss anerkannte Ausnahme vom Gebot „allgemeiner Gesetze“ 

fällt. Danach sind meinungsspezifische Sondertatbestände zulässig, wenn sie auf die propagandisti-

sche Gutheißung der nationalsozialistischen Gewalt- und Willkürherrschaft zielen und diese wegen 

ihrer identitätsprägenden Bedeutung für das Grundgesetz nur so angemessen erfasst werden können. 

Die Leugnung des Existenzrechts Israels stehe in einem unauflösbaren historisch‑politischen Zusam-

menhang mit dem nationalsozialistischen Vernichtungsantisemitismus und der damaligen Außenpoli-

tik, die einen jüdischen Staat in Palästina ablehnte. Die Gründung Israels wird als völkerrechtliche Kon-

sequenz des Holocaust beschrieben;12 die Errichtung und Bewahrung einer sicheren Heimstatt für Jü-

dinnen und Juden sei identitätsprägend für die verfassungsrechtliche Ordnung der Bundesrepublik. 

Wer das Existenzrecht Israels bestreite, wende sich damit gegen diese Antwort des Grundgesetzes auf 

die NS‑Gewalt- und Willkürherrschaft und relativiere den präzedenzlosen Charakter der Shoah. Das 

Leugnungsverhalten bedeute eine Abkehr von der besonderen Verantwortung Deutschlands und der 

Staatengemeinschaft für den Schutz von Jüdinnen und Juden vor erneuter Verfolgung. Es wirke zu-

gleich auf den Achtungsanspruch von Jüdinnen und Juden in der Diaspora zurück, indem es deren 

 
10 Conen, Stefan, Sachverständigen-Stellungnahme des Deutschen Anwaltvereins (DAV) zum „Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches zur Bekämpfung von Antisemitismus, Terror, Hass und Hetze“ 
(BT‑Drs. 20/9310) für die öffentliche Anhörung des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages am 
15.01.2024, Berlin 2024, S. 8, abrufbar unter: https://www.bundestag.de/resource/blob/986248/ 
Stellungnahme-Conen_DAV.pdf; Hoven, Elisa, Sachverständigenanhörung zu BT Drs. 20/9310 – Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches zur Bekämpfung von Antisemitismus, Terror, Hass und Hetze, 
Schriftliche Stellungnahme, Berlin 2024, S. 11, abrufbar unter: https://www.bundestag.de/ 
resource/blob/985960/360167b9cdbffe9a65271f8d6d87cd71/Stellungnahme-Hoven.pdf; vgl. auch Lembke, 
Ulrike, Schriftliche Stellungnahme zur Anhörung des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages am 
15.01.2024 zum Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafge-
setzbuches zur Bekämpfung von Antisemitismus, Terror, Hass und Hetze“ (BT‑Drs. 20/9310), Berlin 2024, S. 27, 
abrufbar unter: https://www.bundestag.de/resource/blob/988154/ 
d426cab692639720f0c16b7f7ee24942/Stellungnahme-Lembke.pdf. 
11 RefE Gesetzesantrag des Landes Hessen: Entwurf eines Gesetzes zur Strafbewehrung der Leugnung des Exis-
tenzrechts des Staates Israel, S. 8. 
12 „Insbesondere aber kann die Gründung des Staates Israel nicht gedacht werden ohne die Ermordung der 
europäischen Jüdinnen und Juden. […] Die Schaffung der Unabhängigkeit und die Akzeptanz eines eigenständi-
gen jüdischen Staates in der Weltgemeinschaft waren jedoch mit dem Holocaust und der Überzeugung von der 
Notwendigkeit einer sicheren Heimstatt für Jüdinnen und Juden untrennbar verknüpft.“ (RefE Gesetzesantrag 
des Landes Hessen: Entwurf eines Gesetzes zur Strafbewehrung der Leugnung des Existenzrechts des Staates 
Israel, S. 9). 

https://www.bundestag.de/​resource/blob/986248/Stellungnahme-Conen_DAV.pdf
https://www.bundestag.de/​resource/blob/986248/Stellungnahme-Conen_DAV.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/985960/360167b9cdbffe9a65271f8d6d87cd71/​Stellungnahme-Hoven.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/985960/360167b9cdbffe9a65271f8d6d87cd71/​Stellungnahme-Hoven.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/988154/d426cab692639720f0c16b7f7ee24942/Stellungnahme-Lembke.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/988154/d426cab692639720f0c16b7f7ee24942/Stellungnahme-Lembke.pdf
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Schutzwürdigkeit bestreite und so Ausgrenzung und Gewalt fördere. Der Entwurf betont, dass diese 

spezifische Konstellation von Holocaust, Staatsgründung Israels und heutiger Leugnung des Existenz-

rechts durch allgemeine Meinungsbeschränkungen nicht hinreichend erfasst werden könne. Deshalb 

sei – in Parallele zu § 130 Abs. 4 StGB – ein nicht allgemeiner, meinungsspezifischer Tatbestand ver-

fassungsrechtlich legitim, der gerade diese Form der Leugnung unter Strafe stellt. Ergänzend soll die 

Beschränkung auf Äußerungen, die zur Bereitschaft zu antisemitischen Gewalt- oder Willkürmaßnah-

men geeignet sind, sicherstellen, dass nur solche Meinungen erfasst werden, in denen sich die beson-

dere, historisch gegründete Gefährdung von Leib und Leben von Jüdinnen und Juden konkretisiert. 

B. Bewertung 

a. Grundsätzliche Unterstützung der Argumentation 

Die verfassungsrechtliche Argumentation der Begründung des Referentenentwurfs, die dem Gesetz-

geber bei der Bekämpfung antisemitischen und nationalsozialistischen Gedankenguts mehr Spielraum 

hinsichtlich der Einschränkung der Meinungsfreiheit durch Gesetz zuzubilligen wünscht, begrüßen wir 

grundsätzlich. Die verfassungsrechtliche und rechtspolitische Lehre aus dem Menschheitsverbrechen 

der Shoah und dem Angriffs- und Vernichtungskrieg Deutschlands nicht auf die oberflächliche und 

vordergründige „propagandistische[...] Gutheißung der nationalsozialistischen Gewalt- und Willkür-

herrschaft“13 zu beschränken, halten wir für richtig. Es ist auch richtig, dass nationalsozialistische Den-

ker von Anbeginn an antizionistisch14 waren und auch die nationalsozialistische Außenpolitik antizio-

nistisch war. Legendär war beispielsweise die Kooperation mit dem antizionistischen Großmufti von 

Jerusalem, Al-Husseini.15 Der Antizionismus war also ein Bestandteil des nationalsozialistischen Ge-

dankenguts. 

Eine Reduktion der Konzeption des Grundgesetzes als „Gegenentwurf“ zur tatsächlichen „nationalso-

zialistische[n] Herrschaft über Europa und weite Teile der Welt“ und die damit einhergehende Relati-

vierung des sich „allgemeinen Kategorien entziehenden Unrechts und […] Schreckens“16 aufgrund ei-

nes konkretistischen und quasi folkloristisch beschränkten Verständnisses des Nationalsozialismus 

gingen fehl. Die nationalsozialistische Bewegung und die daraus abgeleitete Gewalt- und Willkürherr-

schaft von 1933 bis 1945 war geprägt von ihrem Erlösungsantisemitismus.17 Dieser Antisemitismus 

aktualisiert sich in seinen Erscheinungsformen. Er erscheint nicht nur, sondern nur auch in der Vari-

ante von „Der Stürmer“, dem „Völkischer Beobachter“ oder „Das Schwarze Korps“. 

Der staatsgefährdende Charakter des Antisemitismus wird auch in der Rechtsprechung immer wieder 

verkannt. Richtig hat das Bundesverfassungsgericht festgestellt: „Antisemitische oder auf rassistische 

 
13 BVerfG, Beschluss vom 4. November 2009 – 1 BvR 2150/08 1. Leitsatz. 
14 Rosenberg, Alfred, Der staatsfeindliche Zionismus, Zentralverlag der NSDAP, Franz Eher Nachf., München 
1938; Hitler, Adolf, Mein Kampf. Eine kritische Edition, hg. von Christian Hartmann, Thomas Vordermayer, Oth-
mar Plöckinger und Roman Töppel im Auftrag des Instituts für Zeitgeschichte München – Berlin, 2 Bde., Mün-
chen/Berlin 2016, I S. 210 f., 846 f. 
15 Motadel, David, Für Prophet und Führer. Die islamische Welt und das Dritte Reich, Stuttgart 2017; Küntzel, 
Matthias, Nazis und der Nahe Osten. Wie der islamische Antisemitismus entstand, Berlin 2019. 
16 BVerfG, Beschluss vom 4. November 2009 – 1 BvR 2150/08 –, Rn. 64. 
17 Jäckel, Eberhard, Hitlers Weltanschauung, 3. Kapitel: Die Entfernung der Juden, Stuttgart 1981, S. 55–78; 
Friedländer, Saul, Das Dritte Reich und die Juden: Die Jahre der Verfolgung 1933–1939, München 1998, 
S. 13 ff. 
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Diskriminierung zielende Konzepte sind [mit der Menschenwürde] nicht vereinbar und verstoßen ge-

gen die freiheitliche demokratische Grundordnung.“18  

Deshalb wäre es zu begrüßen, das Bundesverfassungsgericht billigte dem Parlament grundsätzlich 

mehr Spielräume zu, gegen antisemitisches Gedankengut gesetzlich vorzugehen. Damit würde das 

Verfassungsgericht dem Umstand Rechnung tragen, dass Antisemitismus einerseits den „Geltungs- 

und Achtungsanspruch“ aller in Deutschland lebenden Jüdinnen und Juden anzugreifen vermag19 so-

wie andererseits aufgrund seines Charakters als „zugleich […] Leidenschaft und […] Weltanschau-

ung“20 sowie mit seinen Verschwörungsmythen die Legitimität des demokratischen Rechtsstaates un-

tergräbt.21 

b. Die Grenzen des Wortlautes der Wunsiedel-Entscheidung 

Es gibt allerdings keine Hinweise in der Wunsiedel-Entscheidung, die darauf hindeuten, dass das Bun-

desverfassungsgericht dies auch so sieht. Im Gegenteil, dort heißt es ausdrücklich: „Das Grundgesetz 

rechtfertigt kein allgemeines Verbot der Verbreitung rechtsradikalen oder auch nationalsozialisti-

schen Gedankenguts schon in Bezug auf die geistige Wirkung seines Inhalts.“22 

Das Verfassungsgericht hatte die „anzuerkennende Ausnahme von dem Allgemeinheitserfordernis 

meinungsbeschränkender Gesetze“ ausdrücklich auf „Meinungsäußerungen, die eine positive Bewer-

tung des nationalsozialistischen Regimes in ihrer geschichtlichen Realität zum Gegenstand haben, ge-

sonderte Bestimmungen zu erlassen, die an die spezifischen Wirkungen gerade solcher Äußerungen 

anknüpfen und ihnen Rechnung tragen“23, begrenzt. Das Gericht selbst beschränkt seine Ausführun-

gen auf die „Verhinderung einer propagandistischen Affirmation der nationalsozialistischen Gewalt- 

und Willkürherrschaft zwischen den Jahren 1933 und 1945.“24 

c. Schwächen der historischen Argumentation 

Die Begründung des RefE muss für seinen Versuch, der Indienstnahme der grundsätzlichen Logik der 

Wunsiedel-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts gerecht zu werden, die Geschichte der isra-

elischen Staatsgründung etwas umdeuten: „Der Teilungsplan der Generalversammlung der Vereinten 

Nationen vom 29. November 1947 und die Verkündung der Unabhängigkeit Israels als selbständiger 

Staat“ werden maßgeblich auf „die Folgen des Zweiten Weltkriegs und die Ermordung der europäi-

schen Jüdinnen und Juden“ zurückgeführt und „[d]ie Schaffung der Unabhängigkeit und die Akzeptanz 

eines eigenständigen jüdischen Staates“ mit dem Holocaust verknüpft.25 

 
18 BVerfGE, Urt. v. 17.01.2017 – 2 BvB 1/13 Rn. 541. 
19 BGH, Urt. v. 14.06.2022 – VI ZR 172/20, Leitsatz 1, Rn. 21. 
20 Sartre, Jean-Paul, Überlegungen zur Judenfrage, aus dem Französischen von Vincent von Wroblewsky, Rein-
bek bei Hamburg 1994, S. 14.  
21 Zum verfassungswidrigen Charakter des Antisemitismus: Beck, Volker, „Kein Geld für Antisemitismus – Die 
Bundeshaushaltsordnung reformieren“, in: Zeitschrift für evangelisches Kirchenrecht (ZevKR), Jahrgang 69 
(2024), Heft 3, S. 301–304. 
22 BVerfGE, Beschl. v. 04.11.2009 – 1 BvR 2150/08 Leitsatz 2, Rn. 67. 
23 Ebd., Rn. 68. 
24 Ebd., Rn. 65. 
25 RefE Gesetzesantrag des Landes Hessen: Entwurf eines Gesetzes zur Strafbewehrung der Leugnung des Exis-
tenzrechts des Staates Israel, S. 9. 

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2017/01/bs20170117_2bvb000113.html?nn=148438
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2009/11/rs20091104_1bvr215008.html?nn=148438
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Tatsächlich enthielt die Balfour-Deklaration vom 2. November 1917 bereits den Begriff einer „natio-

nalen Heimstätte“ für das jüdische Volk in Palästina, 1922 formulierte das Völkerbundmandat für Pa-

lästina seinen Auftrag als Hilfe zur Errichtung einer „nationalen Heimstätte für das jüdische Volk“ und 

einen ersten Teilungsplan für einen jüdischen und einen arabischen Staat legte die Peel-Kommission 

1937 vor.26 Auch wenn Shoah und Zweiter Weltkrieg für die Entscheidungen zur Gründung des jüdi-

schen und demokratischen Staates ein Faktor nach 1945 waren, lässt sich die Geschichte darauf nicht 

verkürzen. Es gibt eine Kontroverse in der Forschung, inwieweit die Entscheidung der UN-Generalver-

sammlung für eine Teilung Palästinas und die Staatsgründung Israels vom Einfluss der Shoah geprägt 

waren.27 

Damit stellt die Weiterverfolgung des gesetzgeberischen Weges des RefE ein „nicht unerhebliches 

Prozessrisiko“28 dar. Dieses Risiko ist nicht erforderlich, da ein tragbarer Weg eines allgemeinen Ge-

setzes alternativ zur Verfügung steht, wie im Folgenden ausgeführt wird. 

IV. Vorschlag des Tikvah Instituts 

§ 103 (neu) StGB (Aufruf zur Vernichtung eines Staates)29 

Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer zur Vernichtung eines Staa-

tes, der Mitglied der Vereinten Nationen ist und zu dem die Bundesrepublik Deutschland diplomatische 

Beziehungen unterhält, aufruft oder eine solche Tat billigt. 

§ 104a Voraussetzungen der Strafverfolgung Satz 2 (neu) 

Straftaten nach § 103 StGB werden unabhängig von diesen Voraussetzungen verfolgt. 

Wichtige Punkte der Regelung: 

• Die Regelung ist ein allgemeines Gesetz im Sinne von Art. 5 Abs. 2 GG.30 Es richtet sich nicht 

gegen eine bestimmte Meinung und ist zum Schutz der im folgenden genannten Rechtsgüter 

erforderlich. 

 
26 Vgl. Ben-Sasson, Haim Hillel, Geschichte des jüdischen Volkes, 5. Aufl., 2007, S. 1216, 1227, 1244; vgl. auch 
Brenner, Michael, Geschichte des Zionismus, 4. Aufl., 2016, S. 88, 101 ff. 108 ff.  
27 Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, Fachbereich WD 1 (Geschichte, Zeitgeschichte und 
Politik), Die historische Rolle Deutschlands bei der Staatsgründung Israels, Ausarbeitung, Aktenzeichen WD 1 – 
3000 – 001/24, Berlin 2024, S. 15–18; Friesel, Evyatar, On the Myth of the Connection Between the Holocaust 
and the Creation of Israel, in: Israel Affairs, Jahrgang 14 (2008), Heft 3, S. 446–466, 
https://doi.org/10.1080/1353712080212772; Bauer, Yehuda Rethinking the Holocaust, Yale 2001, S. 243–261. 
28 Kubiciel, Michael, Schriftfassung der Stellungnahme in der öffentlichen Anhörung des Rechtsausschusses des 
Deutschen Bundestages am 15.01.[2024] betreffend den Entwurf der Fraktion CDU/CSU eines Gesetzes zur 
Änderung des Strafgesetzbuches zur Bekämpfung von Antisemitismus, Terror, Hass und Hetze (BT-Drs. 
20/9310), Berlin 2024, S. 7, abrufbar unter: https://www.bundestag.de/resource/blob/986252/ 
Stellungnahme-Kubiciel.pdf. 
29 Beck, Volker (Hg.), Mögliche juristische und rechtspolitische Antworten auf BDS: nach dem Urteil des Bun-
desverwaltungsgerichts gegen die Stadt München. Dokumente des Tikvah Instituts, Band 2. Berlin 2023, S. 34–
35; Hoven, Elisa, Strafrecht zur Bekämpfung von Antisemitismus? – Ein kritischer Blick auf aktuelle Gesetzge-
bungsvorhaben, in: Goltdammer’s Archiv für Strafrecht (GA), 2024, S. 391 f., 403 Anm. 54, abrufbar unter: 
https://www.juris.de/jportal/nav/news-abstracts/jaktuell-ga-2024-7-003-383.jsp. 
30 Bethge, in: Sachs (Hg.), Grundgesetz, 9. Auflage 2021, Art. 5 Rn. 143; von der Decken, in: Schmidt-Bleibtreu/
Hofmann/Henecke (Hg.), Grundgesetz, 15. Auflage Art. 5 Rn. 36. 

https://doi.org/10.1080/1353712080212772
https://www.bundestag.de/resource/blob/986252/Stellungnahme-Kubiciel.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/986252/Stellungnahme-Kubiciel.pdf
https://www.juris.de/%E2%80%8Bjportal/nav/news-abstracts/jaktuell-ga-2024-7-003-383.jsp
https://www.juris.de/%E2%80%8Bjportal/nav/news-abstracts/jaktuell-ga-2024-7-003-383.jsp
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• Geschützt werden durch die Norm die Völkerverständigung, das völkerrechtliche Gewaltver-

bot, andere allgemeine Regeln des Völkerrechts (Art. 9, 23–26 GG) sowie das Interesse der 

Bundesrepublik Deutschland an guten und ungestörten Beziehungen zu anderen Staaten.31 Es 

kann mittelbar auch dazu beitragen, den öffentlichen Frieden zu gewährleisten 

• Die UN-Charta schützt die Existenz von Staaten, die Mitglieder der Vereinten Nationen sind, 

indem es seine Mitglieder auf die Achtung der „souveränen Gleichheit aller ihrer Mitglieder“, 

der „territoriale[n] Unversehrtheit oder [der] politische[n] Unabhängigkeit“ der Staaten sowie 

Gewaltverzicht und friedliche Mittel verpflichtet.32 Die UN-Charta gehört zwar als völkerrecht-

licher Vertrag nicht zu den „allgemeinen Regeln des Völkerrechts“ im Sinne von Art. 25 GG – 

dieser Begriff zielt klassisch auf Völkergewohnheitsrecht und allgemeine Rechtsgrundsätze ab. 

Allerdings haben zentrale Normen der UN‑Charta – insbesondere das Gewaltverbot und das 

Interventionsverbot, deren andere Seite der Medaille der Respekt vor der territorialen Unver-

sehrtheit und der politischen Unabhängigkeit der Staaten ist –, sich in weiten Teilen zugleich 

als allgemeine Regeln des Völkerrechts verfestigt und gelten daher unabhängig von der Ver-

tragsbindung auch völkergewohnheitsrechtlich. 

• Der vorgeschlagene neue § 103 StGB ist eine Parallelnorm zum § 104 StGB, die vor allem zum 

Schutz der Flagge Israels erweitert wurde, „die z. B. bei Demonstrationen immer wieder öf-

fentlich verbrannt worden ist.“33 Begründet hatte dies der Gesetzgeber damit, dass das „öf-

fentliche und meist auch öffentlichkeitswirksame Verbrennen einer ausländischen Flagge bei-

spielsweise bei Demonstrationen [...]geeignet [ist], sowohl das Ansehen des ausländischen 

Staates als auch die guten Beziehungen zum Flaggenstaat zu beeinträchtigen.“34 Die Drohung 

mit der Vernichtung eines Staates oder die Billigung einer solchen Vernichtung ist mindestens 

ebenso geeignet, sowohl das Ansehen des ausländischen Staates als auch die guten Beziehun-

gen zu ihm zu beeinträchtigen. 

• Die Norm knüpft an zwei notwendige Voraussetzungen an, die eine Vernichtungsdrohung und 

-billigung strafwürdig machen: 

1. Der Staat ist Mitglied der Vereinten Nationen. 

2. Die Bundesrepublik Deutschland unterhält diplomatische Beziehungen zu diesem 

Staat. 

Die Strafverfolgung soll allerdings nicht vom Strafverlangen des betroffenen ausländischen 

Staates abhängig gemacht werden. 

• Hält man mit Kubiciel35 die Hineinnahme aller UN-Mitglieder mit Beziehungen zu Deutschland 

wegen der „schiere[n] Anzahl“ für zu weitgreifend, kann man auch analog zu beispielsweise 

§ 41 Abs. 1 Aufenthaltsverordnung oder zur „Allgemeinen Ausfuhrgenehmigung EU001“ eine 

 
31 „Geschützt ist zum einen das Ansehen ausländischer Staaten, zum anderen das Interesse der Bundesrepublik 
Deutschland an guten und ungestörten Beziehungen zu anderen Staaten.“ (BT-Drs. 19/19201, S. 14). 
32 Die Charta der Vereinten Nationen, insbesondere Art. 1, 2 Nr. 1 und 4. 
33 Lackner, Karl/Kühl, Kristian/Heger, Martin, Strafgesetzbuch. StGB. Kommentar, 30. Aufl., München 2023, 
§ 104 Rn. 1. 
34 BT-Drs. 19/19201, S. 14. 
35 Kubiciel, Michael, Schutz des Existenzrechts Israels und Sicherung des inländischen Friedens, in: Goltdam-
mer’s Archiv für Strafrecht (GA), 2024, S. 411 f. 
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Auswahl privilegierter Staaten treffen: etwa die Mitglieder der Europäischen Union, das Ver-

einigte Königreich, Kanada, die Vereinigten Staaten von Amerika, die Schweiz, Israel, Austra-

lien, Neuseeland, Südkorea und Japan.36 Allerdings ist hier nicht ersichtlich, warum Drohung 

und Billigung der Vernichtung irgendeines Staates zulässig sein sollten. Seinen Anwendungs-

bereich betreffend gleicht der Vorschlag insofern der Norm des § 104 StGB. 

• Rechtspolitisch ist zudem vorzuziehen, wenn Israels Existenz von einem allgemeinen rechtli-

chen Prinzip verteidigt und geschützt wird.37 Eine solche normative Entscheidung dürfte auch 

auf mehr Akzeptanz stoßen. 

Rufe wie „Tod Amerika! Tod Israel!“ oder „Tod den Juden, Tod Israel!“38 oder „There is only one state – 

Palestine 48“39 wären damit strafbar. 

„Auch eine solche Norm würde in verfassungskonformer Anwendung kritische Diskussionen über die 

Entstehung Israels und mögliche historische Alternativen nicht pönalisieren – und soll dies auch nicht. 

Strafbar wären hingegen Äußerungen, die auf die Beseitigung des jüdischen und demokratischen Staa-

tes zielen, weil sie dessen territoriale Unversehrtheit und Souveränität angreifen.“40 Denn strafbar 

können nur solche Äußerungen sein, die über bloße Gedankenäußerungen hinaus eine hinreichend 

gewichtige Rechtsgutbeeinträchtigung oder ‑gefährdung bewirken, also nach Inhalt, Form, Kontext 

und Reichweite eine erhebliche Verletzung der Ehre, der Persönlichkeit, des öffentlichen Friedens 

oder anderer geschützter Rechtsgüter41 begründen. 

 
36 Kubiciel, Michael, Schriftfassung der Stellungnahme in der öffentlichen Anhörung des Rechtsausschusses des 
Deutschen Bundestages am 15.01.[2024] betreffend den Entwurf der Fraktion CDU/CSU eines Gesetzes zur 
Änderung des Strafgesetzbuches zur Bekämpfung von Antisemitismus, Terror, Hass und Hetze (BT-Drs. 
20/9310), Berlin 2024, S. 7, abrufbar unter: https://www.bundestag.de/resource/blob/986252/ 
Stellungnahme-Kubiciel.pdf. 
37 So hat man dies nicht nur bei der Novellierung des § 104 StGB, sondern auch bei § 7 AWV (Boykotterklärung) 
gehandhabt, obwohl die Norm wegen Israel geschaffen wurde. Pfeil / Mertgen in Pfeil/Mertgen, Compliance 
im Außenwirtschaftsrecht, 2. Auflage 2023, § 5 Embargos und Sanktionen, Rn. 144, 154; Hoffmann, Jan Martin: 
„Das Verbot der Abgabe einer Boykott-Erklärung nach § 7 Außenwirtschaftsverordnung“, in: EuZW 2019, 
S. 315; Griebel, Björn, „§ 7 AWV Rn. 2“, in: Wolffgang, Hans-Michael/Simonsen, Olaf (Hg.), Kommentar für das 
gesamte Außenwirtschaftsrecht. Band 5: Außenwirtschaftsverordnung, Köln 2001; Beck, Volker (Hg.), Mögliche 
juristische und rechtspolitische Antworten auf BDS: nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts gegen die 
Stadt München. Dokumente des Tikvah Instituts, Band 2. Berlin 2023, S. 23. 
38 Democ, „‚Tod den Juden, Tod Israel!‘ Antisemitische Parolen bei Palästinenser-Demo in Berlin“, Online-Bei-
trag vom 09.04.2023, abrufbar unter: https://democ.de/artikel/tod-den-juden-tod-israel-antisemitische- 
parolen-bei-palaestinenser-demo-in-berlin/; Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus Berlin (RIAS), 
Monitoringbericht „Demonstration am Pariser Platz“, Dokumentation vom 06.04.2017, abrufbar unter: 
https://report-antisemitism.de/documents/2017-04-06_rias-be_Monitoring_Demo-Pariser-Platz.pdf.  
39 OVG Nordrhein‑Westfalen, Beschl. v. 21.11.2025 – 15 B 1300/25, Pressemitteilung „Bestreiten des Existenz-
rechts des Staates Israel darf nicht generell untersagt werden“, abrufbar unter: 
https://www.ovg.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/50_251121/index.php.  
40 Beck, Volker, „Objektive Strafbarkeitslücke“, in: Jüdische Allgemeine, Rubrik „Meinung“, 29.11.2025, abruf-
bar unter: https://www.juedische-allgemeine.de/meinung/objektive-strafbarkeitsluecke/. 
41 BVerfGE, Beschl. v. 16.01.2025 – 1 BvR 1182/24 – Rn. 21–24; zur Gesamtabwägung bei Art. 2 GG: BVerfGE 7, 
198 ff. Rn. 41–75. BVerfGE, Beschl. v. 04.04.2024 – 1 BvR 820/24 – Rn. 9–20. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/986252/Stellungnahme-Kubiciel.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/986252/Stellungnahme-Kubiciel.pdf
https://democ.de/artikel/tod-den-juden-tod-israel-antisemitische-parolen-bei-palaestinenser-demo-in-berlin/
https://democ.de/artikel/tod-den-juden-tod-israel-antisemitische-parolen-bei-palaestinenser-demo-in-berlin/
https://report-antisemitism.de/documents/2017-04-06_rias-be_Monitoring_Demo-Pariser-Platz.pdf
https://www.ovg.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/50_251121/index.php
https://www.juedische-allgemeine.de/meinung/objektive-strafbarkeitsluecke/

